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tätigkeit der Frauen, Migration etc.),
die Entwicklungen im Rechtswesen
seit 1989 und die nahezu 20-jäh-
rige Erfahrung mit dem zweiten
JWG mündeten in eine Neufassung
des Gesetzes. Noch 2008 wurde
ein erster Entwurf über ein neues
,,Bundes-Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz 2009" vom BMfGFJ vorgelegt
(vgl. Scheipl20l1a, S. 570 ff). Die-
sem folgte ein modifizierter zwei-
ter Entwurf im Jahr 2009 (,,Bun-

des-Kinder- und Jugendhilfegesetz
20'1,0") seitens des nun zuständigen
BM f. Wirtschaft, Familie und Ju-
gend). In den anschließenden Ver-
handlungen erwies sich v. a. die fi-
nanzielle Beteiligung des Bundes an
den aufgrund des Gesetzes steigen-
den Ausgaben ftir die Bundeslän-
der als Hürde. Nach Auslösung des

,Konsultationsmechanismus " durch
die Bundesländer einigte man sich

tugendwohlfahrt
in österreich r 2013

Josef Scheipl

Diesmal ist es vergleichsweise schnell gegangen.

Das mit 1. 5. 2013 in Kraft getretene ,,Bundes-

Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013" (B-KJHG

2013; BGBI. vom 17. 4.20'13, Teil 1) blickt auf eine

etwa siebenjährige Entstehungsphase zu rück.Fl eim (zweiten) Bundes-Ju-

Ei 3ffs1"1,tniläfi:'h',., H;
hat es zwölf Jahre bis zur Verab-
schiedimg gebraucht (vgl. Stock-
art-Bernkopf 7989, S. 55). Dieser
Zeitraum dehnte sich beim (ers-

ten) Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG

1954; BGBI. vom 18. Mai L954) auf
beinahe ein halbes Jahrhundert
aus, als in der Folge des ersten
Kinderschutzkongresses (1 907) im
Jahr 1 908 ein,,Fürsorgeerziehungs-
gesetz" gefordert wurde (vgl. Neun-
inger 2011, S. 230 tr).

Aktuelle
E ntste h u n g s g e s ch i chte

Im Jahr 2007 dachte man von mi-
nisterieller Seite (BM f. Gesund-
heit, Familie und Jugend) zunächst
an eine (fünfte) Novellierung des B-
JWG 1989. Es sollten die gesetz-
Iichen Bestimmungen des Daten-
schutzgesetzes 2000 eingearbeitet,
die Verschwiegenheitspllicht ent-
sprechend präzisiert und bun-
deseinheitliche Standards für die
Kinder- und Jugendanwaltschaft
formuliert werden. Die problema-
tisierenden Stellungnahmen fi.ihr-
ten zu einem Umdenken. Die darin
angesprochenen gesellschaftlichen
Veränderungen (vermehrte Schei-
dungen, Patchworkfamilien, Berufs-

schließlich mit dem Bund auf ge-
nau definierte ,,Zweckzuschüsse
des Bundes" (vgl B-zuHG 2013
S 46 (1)) für die Jahre 20L3 und
2O74: n den Folgejahren sind die
Mehrbelastungen tiber den Finanz-
ausgleich zu regeln. Diese Überein-
kunft ermöglichte die Beschlussfas-
sung im April 2013.

Was bringt es lVeues..,

Um eine Beantwortung dieser Frage
in der hier gebotenen Ktirze zu skiz-
zieren, braucht es eine knappe Be-
zugnahme auf das JWG 1989.
Dieses brachte entscheidende
Neuansätze ftir die Jugendwohl-
fahrt in Österreich - u. a. durch
die Stärkung des Primats der Fa-
milienerziehung und die Betomrng
der Subsidiarität mit einer bevor-
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zugten Heranziehung freier Trä-
ger (SS 2, 8), eine ,,Serviceorientie-
rung" u. a. mittels sozialer Dienste
(SS 11, 12), die Einführung der
Kinder- und Jugendanwaltschaft
(S 10) sowie die Neuordnung des
Rechts der Erziehungsfirsorge
im 5. Abschnitt ,,Hilfen zur Er-
ziehung" (SS 26 ff.) inklusive des
Anhörungsrechtes der Kinder ab
dem zehnten Lebensjahr (S 29)
(vgl. Scheipl2011a).

... bei den handlungsleiten-
den Prinzipien?

Das B-KJHG 2013 fußt auf einer
differenzierten Ausformulierung
der Grnndsätze, Ziele und Aufga-
ben der Kinder- und Jugendhilfe
(SS 1 - 3). Die eröfTnende Passage
lautet: ,,Kinder und Jugendliche ha-
ben ein Recht auf Förderung ihrer
Entwicklung und auf Erziehung zu
einer eigenverantwortlichen und ge-

meinschaftsfiihigen Persönlichkeit"
(S 1(1)). Damit und mit der Bezug-
ndhme auf die Ratifikation der UN-
Kinderrechtskonvention (vgl. S 3)

sowie mit der Gewährleistung des

Kindeswohls (vgl S 1(5)) werden
die handlungsleitenden Prinzipien
des Gesetzes eingeftihrt. Diese lie-
gen zunächst in der Betonung des
subjektiven Rechts der Kinder/Ju-
gendlichen auf Entwicklung und
Erziehung. Die Interventionsorien-
tierung des Staates ist sowohl an
den Grundsätzen, den Zielen und
v. a. an den Aufgaben erkennbar.
Im Unterschied zum B-JWG 1989
(S 1(1)), wo in diesem Zusammen-
hang vom ,,Sichern" der Entwick-
lung der Minderjährigen die Rede

war, was in gewisser Weise eine
disziplinierende Vorgabe beinhal-
tet, halten die aktuellen Formulie-
rungen die Möglichkeit von Betei-
ligung und Mitgestaltung durch die

Betroffenen offen.

Die Hinweise darauf, dass neben
der Unterstützung der Eltern bzw.
der ,,mit Pflege und Erziehung be-
trauten Personen" auch ,,das sozi-
ale Umfeld zu stärken" ist (B-KJHG

2013, S 1 (3)), färdern Erwartun-
gen im Sinne einer strukturbezo-
genen Prävention. Herzustellende
Kooperationen mit dem Bildungs-,
Gesundheits- und Sozialsystem (vgl.

S 1(6)) - auf das Justizsystem wurde
leider vergessen - beleben diese
Hoffnringen zusätzlich.

,,Stärkung der Erziehungskraft
der Familien und Fördemng des
Bewusstseins der Eltern ftir ihre
Aufgaben" (S 2; 2.) als das zweit-
genannte der Ziele sowie ,,Informa-
tion", ,,Beratung" und ,,Hilfen" bei
,,familiären Problemen und Krisen"
als wesentliche Aufgaben unter an-
deren (vgl. S 3; 1..,2.,3.) heben die
Wichtigkeit der Unterstützung der
Familien im Zusammenhang des
Erziehungsprozesses deutlich her-
vor. Angesichts des vielfachen Un-
vermögens der Eltern - ohne die
immer auch wirksamen strukturel-
len Belastungen wie Arbeitslosig-
keit, Armutsgef?ihrdung etc. außer
Acht zu lassen - sollten diese ZieI-
und Aufgabenbestimmungen in der
zuktinftigen Praxis deutlichere Ver-
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weise auf die Pflichten der Eltern
erlauben. Anderseits regt das B-
KJHG 2013 durch die neue Aufgabe,
,,Öffentlichkeitsarbeit zu Zielen, Auf-
gaben und Arbeitsweisen der Kin-
der-und Jugendhilfe" (S 3; 8.) zu
leisten, ein Lobbying für entspre-
chende Kinder-, Jugend- und Fa-
milienpolitik an. In Ansehung die-
ser Punkte hätte es i.iber die bloße
Übernahme der Bezeichnung des
Gesetzes nach dem Vorbild der Bun-
desrepublik hinaus eine sozialpoli-
tische Akzentuierung bedeutet, das
neue Gesetz als,,Bundes-Familien-,
Kinder- und Jugendhilfegesetz" zu
benennen.

bei den privaten Trägern?

Bei der Heranziehung privater Trä-
ger wird deren Bevorzugung - wie
noch im B-JWG 1989 (S 8 (1)) for-
muliert: wenn diese ,,das WohI ei-
nes Minderjährigen besser und
wirtschaftlicher als der öffentliche
Träger" gewährleisten - im neuen
Gesetz nicht mehr etabliert. Das
B-zuHG 2013 (vgl. S 10 (2)) be-
gnügt sich hinsichtlich der Heran-
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ziehung mit einer ,,Kann-Bestim-
mung" und betont die Eignung der
sachlichen und personellen Aus-
stattung (vgl. S 11). Die Außeracht-
lassung einer,,wirtschaftlicheren"
Führung erlaubt den Stopp einer
in der gegenwärtigen Praxis be-
reits erkennbaren Negativspirale
des Preisdumpings bei Leistungsan-
geboten (Billigst- statt Bestbieter).
Selbstverständlich bleibt die Not-
wendigkeit der Überprüfung eines
höchstmöglichen efflzienten Ein-
satzes der öffentlichen Mittel. Ei-
nen solchen unterstreicht die Vor-
gabe einer fachlichen Ausrichtung
bei der Erbringung von Leistungen,
für die ,,unter Berücksichtigung wis-
senschaftIicher Erkenntnisse und
gesellschaftlicher Entwicklungen
fachliche Standards festzulegen (...
und) verbindlich zu machen sind"
(vgl. S 12 (5)).

falls" das Vier-Augen-Prinzip" zur
Anwendung zu bringen, als ad-
äquate Bestimmungen zlJr Ein-
schätzung der Geftihrdungslage be-
zeichnen (vgl. S 22). Ahn[ches ist
zu den längst fälligen Ausführun-
gen bezüglich der Hilfeplanung zu
bemerken, wo Entscheidungen bei
Bedarf ebenfalls,,im Zusammenwir-
ken von zumindest zwei Fachkräf-
ten zu treffen" sind (S 23 (3)). Im
Verbund dieser beiden Neuerungen,
die auch einen beträchtlichen finan-
ziellen Mehraufwand erwarten las-
sen, was zur Yerzögerung bei der
Verabschiedung des Gesetzes führte
(s. o.), ist die Regelung der Mitspra-
che der Kinder/Jugendlichen/Eltern
platziert. Diese ist nun nachdrück-
licher als im Jahr 1989 als ,,Beteili-
gung" verankert (vgl. S a).

... zu den Erziehungshilfen
u n d zu r J u g e nda nwa ltschaft?

Die Erziehungshilfen sind klarer
gefasst als 1989 (vgl. SS 25 (1),
26 (1)). Solches lässt erwarten,
dass uneinheitliche begriffliche Be-
zeichnungen von Leistungen, aber
auch deren unterschiedliche Ka-
tegorisierung hinsichtlich,,Sozia-
ler Dienste" oder,,Erziehungshil-
fen" zwischen den Bundesländern
weitgehend eliminiert werden kön-
nen (vgl. Scheipl 2011a, S. 556).
Wie sehr Leistungen standardisiert
oder flexibel gehalten werden, ist
den Landesgesetzgebungen vorbe-
halten.

Die Kinder- und Jugendanwalt-
schaft erfährt eine klare insti-

tutionelle Verankerung sowie
eine bedeutsame Auswei-

tung und Konkretisie-
rung ihrer Aufgaben

{vgl. S 35).

... bei Datenschutz und
Dokumentation?

Selbstverständlich sind die Vor-
gaben des Datenschutzgesetzes
2000 eingearbeitet und damit in
Zusammenhang die Vorgaben zur
Verschwiegenheitspflicht, zu den
Auskunftsrechten, zrJr Datenver-
wendung und zur Dokumentation
entsprechend neu gefasst. Im un-
mittelbar anzuwendenden Bun-
desrecht sind - aufgerüttelt durch
tragische Vorkommnisse der letz-
ten Jahre - die Bestimmungen be-
züglich der Mitteilungspflichten bei
,,Verdacht der Kindeswohlgeftihr-
dung" sehr akribisch ausgeführt
(vgl. S 37).

Monita und Desiderata

Statistische Erhebungen sind bis-
lang äußerst unbefriedigend (vgl.
Scheipl 2O11.a, S. 569). Wie weit
die jetzt vorgesehenen Richtlinien
(vgl. S 15) diesen Zustand tiberwin-
den, wird wohl erst bei deren Nut-
zung durch Planung und Forschung
entschieden. Leider bleibt der Auf-
trag zur Planung wieder vage (,,...
soll... vorsorgen ..."; vgl.S 13 (1)).
Die Bedeutung der Forschung wird
nach wie vor unterschätzt. Zwar
beinhalten die neuen gesetzlichen
Bestimmungen den eindeutigen
Auftrag,,,Forschungsarbeiten zu
betreiben" - auch,,länderübergrei-
fend" (vgl. S 14). Doch der im Ent-
wurf ,,8-KJHG 2009" vorhandene
Absatz, dass ,,bei bundesweit be-
deutsamen Vorhaben [...] der Bund
entsprechende Forschungsaktivitä-
ten einzuleiten hat", wird in eine
,, Kann-Bestimmung" abgeschwächt
(vgl. S 45). Gerade größer dimensio-
nierte Forschungen sind jedoch fi.ir
eine substantieile Weiterentwicii-
lung der Jugendwohlfahrt in Öster-
reich unabdingbar. Die Einrichtung

. im Abschnitt 3?

Dieser fasst drei wesentliche Auf-
gaben neu. Bezüglich der Geführ-
dungsabklärung lassen sich die
detaillierten Vorgaben hinsicht-
lich eines strukturierten Vorgehens
mit dem Verweis,,,erforderlichen-
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llniv.-Prof. Dr. tosef Scheipl

Jg. 1946; bis Oktober 2011 Leiter

des Arbeitsbereiches für Sozial-

pädagogik am Institut für Erzie'

h u ngs- u n d B i I d u n g swisse nsch af t
der lJniversität Graz. Arbeits-

schwe r pu n kte : H isto rische Sozi -

al pädagogik, l ugendwohlfahrt,

lugendarbeit, Ganztägige Schule,

Schulsozia Ia rbe it, Entwickl u ng des

öste rre i ch i sch e n B i I d u n gswese ns.

eines zentralen Forschungsinsti-
tuts - vergleichbar dem Deutschen
Jugendinstitut - wäre ein Gebot der
Stunde gewesen.

Die Beibehaltung des Hilfean-
spruchs fi.ir junge Erwachsene bis
zum vollendeten 21. Lebensjahr
(vgl. S 29) hätte aufgrund dessen,

dass sich die Jugendphase weit
ins dritte Lebensjahrzehnt aus-

dehnt und die hier betroffenen
jungen Menschen i. d. R. schwie-
rigere Lebensbedingungen vorfin-
den als i.iblich, erwarten lassen,

dass das Thema der Nachbetreu-
ung im neuen Gesetz nicht ausge-

blendet bleibt.

Nicht nachzuvollziehen ist auch das

Fehlen der ,,Brücke" hin zur ,,au-
ßerschulischen Jugenderziehung",
welche im B-JWG 1989 gegeben

war (vgl. Scheipl 2011b). Man hat
zwar die Bezeichnung,,Kinder- und
Jugendhilfe geselz* von der Bundes-

republik übernommen, im sYstema-

tischen Anspruch, die gesamte Ju-
gendthematik zu umfassen, ist man
aber zurückgeblieben. Es wurde die

ftideralistische österreichische Ver-

fassungswirklichkeit in diesen Be-

reichen nicht hinsichtlich ihrer Zeit-
gemäßheit hinterfragt. Nach wie vor
liegt die ausschließliche Gesetzge-

bungskompetenz im Bereich der
außerschulischen Jugenderziehung
bei den Bundesländern. Mit der nun
vorliegenden ,,Leerstelle" hat das B-

KJHG 2013 in diesem Punkt gegen-

über 1989 einen Schritt zurück ge-

rnacht.

Die Politik bleibt gefordert

Von der Konzeption lässt sich vom
B-KJHG 2013 durchaus eine Schub-
kraft ftiLr den qualitätsvollen weite-
ren Ausbau der Kinder- und Ju-
gendhilfe in Österreich erwarten.
Dazu sind entsprechend innova-
tionsorientierte Landesgesetze zu
erlassen, die Fachlichkeit in Aus-
bildung und Forschung voranzu-
bringen sowie die Praxis mit den
erforderlichen finanziellen Mitteln
auszustatten. Wie jedes Gesetz so

Iebt auch dieses von seiner Umset-
zung durch die Fachkräfte und die
Politik.
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Ed itoria I

Liebe Leserinnen! Liebe Leser!

-Soziale Arbeit und Sozialpolitik
im neuen Jahrtausend", so lautet
der Titel eines 2004 erschienenen
Werkes aon Karin Bock und Werner
Thole, die einleitend uuf den sich
andeutenden Verzicht auf den mo-
dernen Wohlfahrtsstaat und in Folg e
eine deutlichen Zunahme sozialer
Ung leic hheit en hinw e is en.

-Spzialpcidagogik und Politik',
so lautet, der Titel der uorliegenden
Herbstausgabe u on Soäalpüdago-
gische Impulse. - Schon die ersten
Diskussionen im Redaktionsteam bei
der Vorb er eitung die se s Themenhef-
tes brachten es zu Tage: Der Zusam-
menhang uon Sozialpridagogik und
Sozialpolitik kt kompler. Die Zeit
längst reif, die Verwobenheit aon
Sozialptidagogik und Politik in den
Fokus eines Themenhefres aon Sozi-
alpüdagogische Impulse zu stellen

Sozial-
pädagogik

& Politik
Dir. Mag. Dr. Karin Lauermann
Chefredakteurin

und Facherpertlnnen zuWort kom-
men'zu lassen: Lothar Böhnisch er-
öffiet den Reigen und lenkt seinen
Blick auf die Balance zwischen öko-
logie und Sozialem; Franz Hambur-
ger betont: Ohne Sozialpolitik gehe
es aber auch nicht; Michael Wnk-
Ier nimmt das schwierige Verhält-
nis uon Sozialpridagogik und Sozi-
alpolitik ins kritische Blickfeld. Der
Themenbogen ist weit gespannt.
Über die Genannten hinaus kom-
men eine Anzahl namhafter Erper-
tlnnen dus unter s chie dlichen B er ei-
chen der Sozialpridagogik zu Wort
und beleuchten die Thematik aus
uerschiedensten Perspektiu en. Einen
breiten Rahmen nimmt die Diskus-
sion um das neue B-KJHG 20L3 ein.
Den Reigen der Dßkutantlnnen er-
öffiet Josef Scheipl und konstatiert
hoffiungsuoll: -IMe jedes Gesetz so
lebt auch dieses uon seiner Umset-
zung durch die Fachkrtifte und die

Politik". - Schade, dass die dngesdg-
ten Beitrdge aus den Reihen der Po-
litikerlnnen nicht eing e langt sind.

Dies möge Ihre Neugier liebe Lese-
rlnnen, auf die folgenden Seiten uon
S o zialp üdag o g is c he Impuls e nic ht
träben. Ich darf Ste einladen, sich
in einen dßziplinären Dßkurs in
ein die Sozialpridagogik gestalten-
des wie gletchermaJJen aon ihr mit-
zug e staltendes Thema einzulass en.
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